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Gemeinden am Scheideweg zwischen lokaler Selbst-
bestimmung und professioneller Dienstleistung?

-
ordentlich stabil. Dies gilt besonders für die territoriale Gliederung, die einzig mit der 
Gründung des antons ura  noch et as leinr umiger ge orden ist. ange galt 
diese tabilit t auch für die ommunale bene, betrug doch die ahl der Gemeinden 
seit  bis nde des . ahrhunderts onstant gut . eit den er- ahren 
erodiert der Gemeindebestand aufgrund von Fusionen mit zunehmender Geschwin-
dig eit. u eginn dieses ahres bestanden noch Gemeinden und ein nde des 
Trends ist nicht in Sicht. Was sind die Ursachen für diesen Wandel? An erster Stelle 
genannt wird die wachsende om le it t der erwaltungst tig eit, welche die 
schlan en ilizstru turen leiner Gemeinden überfordert. n einzelnen ereichen 
wie der Raumplanung oder dem Umweltschutz mag dies zutreffen, und auch die 
Digitalisierung ist für leine Gemeinden eine grosse erausforderung. Gleichzeitig 
ist das Gefühl der berforderung durch omple it tszuwachs nicht neu. Fritz Fleiner 
stellte bereits  fest  on ahr zu ahr werden die Gesetze omplizierter  Fritz 
Fleiner, nstitutionen des Deutschen erwaltungsrechts, Tübingen , orwort zur 
ersten Auflage . in st r erer Fusionstreiber dürften die ver nderten rwartungshal-
tungen sein. Die erbreitung von ublic- anagement-Ans tzen in der ffentlichen 

erwaltung pr gt das Rollenbild der erwaltung als Dienstleisterin, die sich an den 
edürfnissen ihrer undschaft zu orientieren hat vgl. Kuno Schedler/Isabella  Proeller, 
ew ublic anagement, . Aufl., ern , S.  ff.,  ff. . Dieses onomisch 

gepr gte erst ndnis dr ngt sich dort auf, wo die erwaltung als rbringerin allt g-
licher Dienstleistungen in rscheinung tritt. Und genau dies ist bei den Gemeinden 
besonders oft der Fall, erbringen sie doch unverzichtbare eistungen in den ereichen 
Schule, ahver ehr, ersorgung, ntsorgung oder Strassenunterhalt. icht selten 
sind es die Gemeinden selbst, die mit ihrem Auftritt – ogo und Slogan dürfen heute 
nicht fehlen – das ild undenorientierter Dienstleistungszentren verst r en.

Werden Gemeinden vor allem als Dienstleistungserbringer verstanden, liegt es 
nahe, sie zu regionalen entren zusammenzuschliessen, die professionell agieren und 
S aleneffe te nutzen. n l ndlichen Gebieten wird dadurch eine nt oppelung der 
Gemeindestru tur von der rtlichen Siedlungsstru tur unvermeidlich. Das wiederum 
erscheint aus Sicht der Fusionsbefürworter unproblematisch, denn für das d rfliche 

eben sei ein a tives ereinsleben ohnehin viel wichtiger als erwaltungsstru turen. 
Allerdings widerspricht die nt oppelung von Dorfleben und Gemeinde radi al dem 
tradierten erst ndnis lo aler Selbstbestimmung. Dieses ist gepr gt durch das ild 
des leinen reises, in dem alle für alles verantwortlich sind  Dietrich  Schindler, Das 
schweizerische Staatsverst ndnis an der Wende zum . ahrhundert, olli on , 
S. . Das gewandelte Selbst- erst ndnis der Gemeinden ist sodann nicht geeignet, 
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das freiwillige und meist bescheiden entgoltene ngagement im Rahmen von iliz-
stru turen zu f rdern. Die ntfremdung zwischen der lo alen ev l erung und der 
Gemeinde als politischer rperschaft wird dadurch verst r t. So zeigt sich im anton 
Glarus, dass die erbundenheit mit den Gemeinden vergleichsweise am geringsten 
ist – im Unterschied zur erbundenheit mit dem und, dem anton und der rt-
schaft als dem unmittelbaren ebensumfeld, die als politische rperschaft frei-
lich nicht mehr besteht Philippe E. Rochat/Daniel Kübler, Die politische eteiligung 
im anton Glarus, Schlussbericht, Aarau , S.  und .  hatte der anton 
seine inwohnergemeinden und zahlreichen Spezialgemeinden zu drei Gemein-
den zusammengelegt, deren ezeichnungen den regionalen Dienstleistungschara ter 
unterstreichen Glarus Süd , Glarus , Glarus ord . Die rfahrungen mit dieser 
radi alen Gemeindereform waren wohl auch ausschlaggebend dafür, dass die Aus-
serrhoder Stimmbev l erung eine von der Regierung propagierte usammenlegung 
der historisch verwurzelten Gemeinden auf drei bis fünf gr ssere Gemeinden im 

ovember  mit  der Stimmen verwarf.
Stehen leine Gemeinden damit zwangsl ufig am Scheideweg? üssen sie sich 

entscheiden, ob sie sich zu modernen Dienstleistungszentren weiterentwic eln – oder 
aber dem nostalgischen deal lo aler Selbstbestimmung treu bleiben und die fachliche 
Überforderung in Kauf nehmen? Die teils heftig geführten Auseinandersetzungen im 

orfeld von Fusionsentscheidungen nnte man so interpretieren. Doch alternative 
fade gibt es und sie sollten ünftig intensiver geprüft werden  inmal nnen die 

Kantone Gemeinden entlasten, indem sie bestimmte Aufgaben übernehmen. twa 
im olizeiwesen  in Appenzell Ausserrhoden,  in ern  oder im Kindes- und 

rwachsenenschutz  im Wallis, geplant im Tessin . Sodann lassen sich im Rah-
men von wec verb nden ommunale Aufgaben regional bündeln. Der damit einher-
gehende erlust an lo aler Selbstbestimmung ist ver raftbar, wenn der Dienstleis-
tungschara ter der Aufgabe im ordergrund steht und spezifische Fach ompetenzen 
gefragt sind, zum eispiel im Grundbuch- und ivilstandswesen. Gerade die eraus-
forderungen der Digitalisierung lassen sich gemeinsam deutlich besser bew ltigen, 
etwa mit einem gemeinsamen T-Kompetenzzentrum so seit  im Sarganser-
land . Schliesslich sollten ischl sungen geprüft werden, wenn neben lo alpoliti-
scher eran erung auch Fachwissen n tig ist, wie in der Raumplanung. Schon heute 
ist dies gelebte ra is, wenn leine Gemeinden auf das Angebot privater Raumplaner 
zurüc greifen, die meist für mehrere Gemeinden gleichzeitig t tig sind. Konse uenter 
und transparenter w re es, diese fa tische Regionalisierung in eine Form des ffent-
lichen Rechts zu überführen, die strategischen Richtungsentscheide aber weiter den 
Gemeinden mit lo aler erwurzelung vorzubehalten. Die Gemeinden stehen somit 

eineswegs am Scheideweg, doch müssen sie sich um innovative und manchmal auch 
un onventionelle sungen bemühen, um den Spagat zwischen rtlicher Selbstbe-
stimmung und professioneller Dienstleistung auch in u unft zu meistern.
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